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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung betr. 

Ausländerbeiräte 

Antrag des Ausländerbeirates 

- 101.18.1628 - 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Lipardi 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel setzt sich dafür ein, dass 

die im Gesetzentwurf zur Novellierung der HGO vorgesehene Optionsregel 

abgelehnt wird und Ausländerbeiräte als demokratisch legitimiertes Gremium in 

Hessen erhalten bleiben.“ 

 

 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Beschlusstext wird um folgende Punkte ergänzt: 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung Kassel stellt fest, dass die 

Ausländerbeirate die demokratisch legitimierten Vertretungsorgane sind, 

die die Ausländer/innen vertreten können, die keine weiteren 

Möglichkeiten der Teilhabe und Repräsentation haben. Die 

Gleichberechtigung der Einwohnerinnen und Einwohner setzt politische 

Teilhabe und Repräsentation voraus. Die Ausländerbeiräte sind 

überethnische, überkonfessionelle und überparteiliche kommunale 

Gremien. 

 

2. Der Ausländerbeirat in Kassel hat sich bewährt. Kassel ist stolz darauf, dass 

in Kassel einer der ersten Ausländerbeiräte eingerichtet wurde. Die 

Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, den Beirat auf Dauer 

zu erhalten. 

 

3. Der Ausländerbeirat kann erst aufgegeben werden, wenn alle in 

Deutschland lebenden Ausländer das kommunale Wahlrecht erhalten 

haben. 

 



 

Beschluss der 37. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 12. März 

2020 
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Hessische Landesregierung auf, die Ausländerbeiräte im Dialog mit den 

Ausländerbeiräten zu modernisieren, zu stärken und strukturell 

weiterzuentwickeln. Die Erweiterung der Rechte und Befugnisse der 

Ausländerbeiräte, wie z.B. ein klar geregeltes Rede- und Antragsrecht, 

stärkt die Beiräte und kann zur höheren Wahlbeteiligung bei den Wahlen 

führen. Auch die Zusammenlegung der Wahltermine von Beiräte und 

Kommunalwahlen wird dazu einen Beitrag leisten. Ebenso sollte das Land 

die finanziellen Möglichkeiten der Ausländerbeiräte und des 

Landesausländerbeirats erweitern, die Beiratswahlen durch geeignete 

Öffentlichkeitsarbeit zu unterstützen. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, B90/Grüne (1) 

Ablehnung: CDU, B90/Grüne (1), AfD, FDP+FW+Piraten 

Enthaltung: Kasseler Linke  

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag des Ausländerbeirates betr. 

Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung betr. 

Ausländerbeiräte, 101.18.1628, wird abgelehnt.  

 

 

 

 Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Beschlusstext wird um folgenden 1. Absatz ergänzt: 

 

Die Stadt Kassel hält an der Wahl eines Ausländerbeirats auch im Falle der 

Einführung des geplanten Optionsmodells fest. 

 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, B90/Grüne, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: CDU, AfD 

Enthaltung: Kassler Linke 

den  
 



 

Beschluss der 37. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 12. März 

2020 
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Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne zum Antrag des Ausländerbeirates 

betr. Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung betr. 

Ausländerbeiräte, 101.18.1628, wird zugestimmt. 

 

 

 Durch Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne geänderter Antrag des 

Ausländerbeirates 

 

1. Die Stadt Kassel hält an der Wahl eines Ausländerbeirats auch im Falle der 

Einführung des geplanten Optionsmodells fest. 

 

2. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel setzt sich dafür ein, dass 

die im Gesetzentwurf zur Novellierung der HGO vorgesehene Optionsregel 

abgelehnt wird und Ausländerbeiräte als demokratisch legitimiertes 

Gremium in Hessen erhalten bleiben.“ 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: CDU, AfD 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem durch Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne geänderten Antrag des 

Ausländerbeirates betr. Gesetzentwurf zur Novellierung der Hessischen 

Gemeindeordnung betr. Ausländerbeiräte, 101.18.1628, wird zugestimmt.  

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Cenk Yildiz 

Vorsitzender  Schriftführer 


